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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Entwicklung der Preise bei Stickstoff- und Kalidünge- 
mitteln 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der DP 
— Drucksache 742 — 


Die Kleine Anfrage vom 12. Dezember 1958 beantworte ich 
namens der Bundesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Eine Subventionierung — und das ist mit dem Begriff „Finan- 
zierung" offensichtlidi gemeint — von Exportgeschäften durch 
überhöhte Inlandspreise wäre in der Tat gesamtwirtsdiaftlidi 
gesehen bedenklich. Die Tatsache, daß Ausfuhrpreise unter 
Inlandspreisen liegen, kann jedoch für sidi allein noch nicht 
als Beweis für eine Export-Subventionierung zu Lasten des 
Inlandsverbrauchers angesehen werden. Das trifft auch für 
Stickstoffdüngemittel zu, die in der Kleinen Anfrage der 
Fraktion der DP besonders angesprochen sind. Bei der Beur- 
teilung niedrigerer Exportpreise für Stickstoffdüngemittel ist 
folgendes zu beachten : 

Selbst wenn der im Export erzielbare Preis, der ausschließ- 
lich durch die Wettbewerbslage auf dem Weltmarkt bestimmt 
wird, unter den durchschnittlichen Selbstkosten liegen sollte, 
bewirken die exportierten Mengen an Stickstoffdüngemitteln 
eine Kostendegression für die gesamte Produktion. Durch die 
Exporterlöse würde dann zumindest noch ein Teil der fixen 
Kosten gedeckt werden. Für den Fall dagegen, daß nicht ex- 
portiert würde, müßten die gesamten fixen Kosten nur von 
der Inlandsproduktion getragen werden. Der Inlandspreis für 
Stickstoffdüngemittel würde dann vermutlich höher liegen als 
jetzt. Im Hinblick auf die innerdeutsche Versorgung ist daher 
der Export dennoch vorteilhaft, selbst wenn der dabei erziel- 
bare Preis in einzelnen Fällen niedriger ist. 

Im übrigen verweise ich nodi einmal darauf, daß abweichende 
Exportpreise bei den vom Bundeswirtschaftsministerium zum 
Zwecke der Preisfestsetzung durchgefürten betriebswirtschaft- 
lichen Untersuchungen nicht berücksichtigt werden (vgl. 
Drucksache 662). 
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Zu 2. 

Grundsätzlich geht die Bundesregierung bei der Preisfest- 
setzung von den Kosten aus, die in dem betreffenden Pro- 
duktionszweig entstehen. Ein anderes Vorgehen ist gerechter- 
weise nicht möglich, da sonst jede vernünftige Bezugsgrund- 
lage verlorengehen würde. Es wäre wirtschaftlich keinesfalls 
vertretbar, den Preis eines Erzeugnisses von der Preisent- 
wicklung anderer Produkte abhängig zu madien. 

Vor allem gebe ich aber zu bedenken, daß dann, wenn in 
einem Unternehmen, das verschiedenartige Erzeugnisse her- 
stellt, der erzielbare Preis für ein bestimmtes Produkt auf 
die Dauer unterhalb der durchschnittlidien Selbstkosten liegt, 
langfristig der Unternehmer die Produktion dieses Gutes ein- 
stellen würde. Das wäre auch dann der Fall, wenn er bei 
anderen Erzeugnissen seines Produktionsprogrammes mög- 
licherweise einen Gewinn erzielen sollte. 

Normalerweise ist es dem Unternehmer überlassen, wie er 
bei einer Mehrproduktunternehmung seinen Ausgleich findet. 
Bei Kalidüngemitteln, die in der Kleinen Anfrage der Fraktion 
der DP besonders genannt werden, werden jedoch die Höchst- 
preise zugunsten eines anderen Wirtschaftszweiges behördlich 
festgesetzt. Da die Bundesregierung an einer ausreichenden 
Versorgung mit Kalidüngemitteln interessiert ist, kann sie in 
einem solchen Fall nicht umhin, bei der Festsetzung der 
Höchstpreise die Produktionskosten wirtschaftlich geführter 
Unternehmen gebührend zu berücksichtigen. Von einem ein- 
zelnen Unternehmer dürfte kaum zu erwarten sein, daß er 
auf Grund gesamtwirtschaftlicher Überlegungen einen auf die 
Dauer unrentablen Produktionszweig aufrechterhält. Ein solches 
Ansinnen würde den Prinzipien einer Marktwirtschaft zu- 
widerlaufen. 


Ludwig Erhard 
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